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Vierte Verordnung zur Änderung der Versorgungsordnung 
der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Baden

vom 22. Mai 1973

Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt gemäß 
§ 127 Absatz 2 Buchstabe 1 der Grundordnung der 
Evangelischen Landeskirche in Baden folgende Ver­
ordnung:

§ 1
Die Versorgungsordnung der Kirchlichen Zu­

satzversorgungskasse Baden vom 6. Februar 1968 
(VBl. 1968 S.42) in der Fassung vom 13. April 1971 
(VBl. 1971 S. 81) wird wie folgt geändert und er­
gänzt:
1.

2.

3.

Nr. 14 a Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn im Falle der 
Nr. 68 Absatz 1 Satz 2 und 3 die Lasten hinsicht­
lich der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Ansprüche 
von einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung 
übernommen werden.“

Nr. 17 erhält folgenden Absatz 2:
„(2) Die Versicherungspflicht wird nicht dadurch 
aufgehoben, daß das Arbeitsverhältnis durch die 
Annahme der Wahl zum Abgeordneten des Deut­
schen Bundestages oder einer Vertretungskörper­
schaft eines Landes kraft Gesetzes ruht oder en­
det, wenn das Gesetz den Arbeitgeber verpflich­
tet, die Versicherung fortzuführen.“

Nr. 19 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e erhält folgende 

Fassung:
„deren Beschäftigungsverhältnis aufgrund 
Vereinbarung nach Maßgabe des ihm zugrun­
deliegenden Tarifvertrages begrenzt ist."

b) In Absatz 1 Satz 2 wird die Ziffer „37“ durch 
die Ziffer „13“ ersetzt.

c) In Buchstabe i wird der Punkt durch ein Kom­
ma ersetzt und das Wort „oder“ angefügt.

d) Es wird folgender Buchstabe k angefügt:
„k) Altersruhegeld nach § 1248 Absatz 1 bis 3 
RVO, § 25 Absatz 1 bis 3 AVG oder § 48 Ab­
satz 1 Nr. 1 oder Absatz 2 oder 3 RKG erhält 
oder erhalten hat oder bei dem der Versiche­
rungsfall nach Nr. 30 Absatz 2 oder einer ent­
sprechenden Vorschrift der Satzung einer Zu­
satzversorgungseinrichtung, mit der ein Über­
leitungsabkommen besteht, eingetreten ist.“

4. In Nr. 23 Absatz 2 Buchstabe d werden nach den 
Worten „Nr. 21 Absatz 2 Satz 1“ die Worte „oder 
auf Grund der nach Nr. 19 Absatz 1 Buchstabe k“ 
eingefügt.

5. Nr. 25 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Worte „und läßt er sich 

die Beiträge nicht erstatten“ gestrichen.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„Eine beitragsfreie Versicherung entsteht 
nicht, wenn der Versicherte einen Anspruch 
auf Versorgungsrente oder Versicherungs­
rente oder wenn die Pflichtversicherung auf 
Grund der Nr. 19 Absatz 1 Buchstabe k ge­
endet hat.“

6. In Nr. 26 Satz 1 erhält Buchstabe c folgende Fas­
sung:
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»c) der Versicherte einen Antrag auf Beitrags­
erstattung stellt, der zur Erstattung aller Bei­
träge — mit Ausnahme der in Nr. 66 Absatz 2 
Satz 2 genannten Beiträge — führt oder das
Recht, die Beitragserstattung zu 
erlischt.“

beantragen,

7. Nr. 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Ein Versicherter, bei dem der Versiche­
rungsfall nach Nr. 30 Absatz 1 Buchstabe c 
oder d oder Absatz 2 Buchstabe a eingetreten 
ist, gilt als bei Eintritt des Versicherungsfalles 
pflichtversichert, wenn er an dem Tage, der 
dem Tage des Eintritts des Versicherungsfal­
les vorausgeht, pflichtversichert gewesen ist.“

b) In Absatz 3 werden die Worte „der Berufs­
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit oder bei 
Vollendung des 65. Lebensjahres“ durch die 
Worte „eines Versicherungsfalles nach Nr. 30“ 
ersetzt.

c) Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Neben Renten nach Nr. 30 Absatz 1 Buch­
stabe c bis f und Absatz 2 werden keine Ren- 

. ten wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbs­
unfähigkeit gewährt.“

8. Nr. 30 wird wie folgt geändert:
a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas­

sung:
„(1) Der Versicherungsfall tritt ein, wenn

a) der Versicherte berufsunfähig im Sinne der 
Vorschriften der gesetzlichen Rentenver­
sicherung wird,

b) der Versicherte erwerbsunfähig im Sinne 
der Vorschriften der gesetzlichen Renten­
versicherung wird,

c) die Versicherte Altersruhegeld nach § 1248 
Absatz 3 RVO, § 25 Absatz 3 AVG oder 
§ 48 Absatz 3 RKG erhält,

d) der Versicherte Altersruhegeld nach § 1248 
Absatz 2 RVO, § 25 Absatz 2 AVG oder 
§ 48 Absatz 2 RKG erhält,

e) der Pflichtversicherte Altersruhegeld nach 
§ 1248 Absatz 1 RVO, § 25 Absatz 1 AVG 
oder § 48 Absatz 1 Nr. 1 RKG erhält,

f) der Versicherte das 65. Lebensjahr vollen­
det, in den Fällen der Nr. 21 Absatz 3 und 
4 jedoch erst mit der Beendigung des Be­
schäftigungsverhältnisses bzw. spätestens 
mit Ablauf des Monats, in dem das 68. Le­
bensjahr vollendet wird.

(2) Der Versicherungsfall tritt auf Antrag ein
a) bei der Versicherten, die das 60. Lebens­

jahr vollendet hat und die Voraussetzun­
gen für den Bezug des Altersruhegeldes 
nach § 1248 Absatz 3 RVO, § 25 Absatz 3 
AVG oder § 48 Absatz 3 RKG nicht erfüllt, 
wenn für mindestens 180 Kalendermonate

Pflichtbeiträge entrichtet sind, von denen 
mindestens 121 auf die letzten 240 Kalen­
dermonate vor der Vollendung des 60. Le­
bensjahres entfallen,

b) bei dem Versicherten, der das 60. Lebens­
jahr vollendet hat, arbeitslos im Sinne des 
Arbeitsförderungsgesetzes ist und die Vor­
aussetzungen für den Bezug des Alters­
ruhegeldes nach § 1248 Absatz 2 RVO, 
§ 25 Absatz 2 AVG oder § 48 Absatz 2 RKG 
nicht erfüllt, wenn für mindestens 180 Ka­
lendermonate Pflichtbeiträge entrichtet 
sind und der Versicherte innerhalb der 
letzten eineinhalb Jahre vor der Vollen­
dung des 60. Lebensjahres insgesamt min­
destens 52 Wochen arbeitslos gewesen ist; 
der Nachweis der Arbeitslosigkeit ist durch 
eine Bescheinigung des zuständigen Ar­
beitsamtes zu führen,

c) bei dem Pflichtversicherten, der 
aa) das 63. Lebensjahr vollendet hat oder 
bb) das 62. Lebensjahr vollendet hat und 
in diesem Zeitpunkt anerkannter Schwer­
beschädigter im Sinne des § 1 Schwerbe­
schädigtengesetzes ist
und die Voraussetzungen für den Bezug 
des Altersruhegeldes nach § 1248 Absatz 1 
RVO, § 25 Absatz 1 AVG oder § 48 Absatz 1 
Nr. 1 RKG nicht erfüllt, wenn für minde­
stens 420 Kalendermonate Pflichtbeiträge 
entrichtet sind.
Der Antrag nach Satz 1 ist von dem Pflicht­
versicherten bei dem Mitglied, von dem 
sonstigen Versicherten bei der Kasse zu 
stellen. Im Antrag kann bestimmt wer­
den, daß ein späterer Zeitpunkt als das 
in Satz 1 Buchstaben a bis c genannte Le­
bensalter für die Erfüllung der Voraus­
setzungen maßgebend sein soll. Satz 1 fin­
det keine Anwendung, wenn die Voraus­
setzungen für den Bezug des Altersruhe­
geldes aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung deshalb nicht erfüllt sind, weil der 
Versicherte nach § 1248 Absatz 6 RVO, § 25 
Absatz 6 AVG oder § 48 Absatz 6 RKG 
einen späteren Zeitpunkt für den Bezug des 
Altersruhegeldes bestimmt hat.“

b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„In den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben c 
bis e tritt der Versicherungsfall an dem Tag 
ein, von dem an Altersruhegeld aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung gewährt wird. 
In den Fällen des Absatzes 2 tritt der Ver­
sicherungsfall am Ersten des Monats ein, in 
dem der Antrag bei dem Mitglied bzw. bei der 
Kasse eingeht, frühestens jedoch am Ersten 
des Monats, der auf den Monat folgt, in dem 
die sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 2 
vorliegen.“

9. In Nr. 31 Absatz 2 Buchstabe a werden nach den 
Worten „in der die Rente oder das Altersruhe­
geld“ die Worte „(einschließlich einer Erhöhung 
nach § 1254 Absatz 1 a RVO, § 31 Absatz 1 a AVG
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oder § 53 Absatz 4 a RKG)" eingefügt.

10. In Nr. 32 Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „Nr. 
30 Absatz 1 Buchstabe c oder d oder Absatz 2 
Satz 3" durch die Worte „Nr. 30 Absatz 1 Buch­
staben c bis f oder Absatz 2“ ersetzt und die Worte 
„(Ortsklasse A)" gestrichen.

11. In Nr. 33 Absatz 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe 
aa werden nach dem Wort „Versicherungsjahre“ 
die Worte „(einschließlich der Zeiten nach § 1254 
Absatz 1 a RVO, § 31 Absatz 1 a AVG oder § 53 
Absatz 4 a RKG)“ eingefügt.

12. In Nr. 34 Absatz 2 wird in dem Nebensatz „das er 
in dem Monat“, das Wort „er“ durch die Worte 
„der Versorgungsrentenberechtigte“ ersetzt.

13. In Nr. 35 Absatz 2 werden nach den Worten „Nr. 
30 Absatz 1“ die Worte „und 2“ eingefügt.

14. Nr. 46 a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Buchstabe c wird wie folgt geändert: 

aa) nach den Worten „Nr. 30 Absatz 1“ werden 
die Worte „und 2“ eingefügt.

bb) Doppelbuchstabe bb erhält folgende Fas­
sung:

. „bb) der Versorgungsrentenberechtigte, 
der Altersruhegeld nach § 1248 Absatz 1 
bis 3 RVO, § 25 Absatz 1 bis 3 AVG oder 
§ 48 Absatz 1 Nr. 1 oder Absatz 2 oder 3 
RKG erhält oder bei dem der Versiche­
rungsfall nach Nr. 30 Absatz 2 eingetre­
ten ist, das 65. Lebensjahr vollendet.“

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Worten 
„Nr. 30 Absatz 1“ die Worte „und Absatz 2“ 
eingefügt.

c) In Absatz 7 werden die Worte „(Ortsklasse A)“ 
gestrichen.

15. Nr. 52 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe b erhält folgende Fassung:
„b) wenn der Versicherungsfall nach Nr. 30 
Absatz 1 Buchstaben c bis e oder Absatz 2 ein­
getreten ist, mit dem Eintritt des Versiche­
rungsfalles,“

b) In Buchstabe c werden die Worte „Nr. 30 Ab­
satz 1 Buchstabe d“ durch die Worte „Nr. 30 
Absatz 1 Buchstabe f“ und der abschließende 
Strichpunkt wird durch einen Punkt ersetzt.

c) Buchstabe d wird gestrichen.

d) In Absatz 2 Satz 1 wird nach den Worten 
„gestorben ist“ der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Satzteil angefügt „in 
den Fällen der Nr. 36 Absatz 4 jedoch erst 
mit dem Ersten des auf den Antrag folgenden 
Monats.“

16. Es wird folgende Nr. 52 a eingefügt:

„Nr. 52 a
Nichtzahlung der Versorgungsrente oder der Ver­
sicherungsrente in besonderen Fällen

(1) Dem Versorgungsrentenberechtigten, bei dem 
der Versicherungsfall nach Nr. 30 Absatz 1 
Buchstaben c bis e oder Absatz 2 eingetreten 
ist, wird für die Kalendermonate, in denen 
er aus einem Arbeitsverhältnis bei einem Ar­
beitgeber im Sinne der Nr. 55 Absatz 5 ein 
Arbeitsentgelt von mehr als einem Achtel 
der für Monatsbezüge geltenden Beitrags­
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Renten­
versicherung (§ 1385 RVO, § 112 AVG) be­
zieht, die Versorgungsrente (einschließlich des 
Betrages der Versorgungsrente nach Nr. 31 
Absatz 3 und 4) bis zum Ablauf des Kalen­
dermonats, in dem er das 65. Lebensjahr voll­
endet, nicht gezahlt. Endet das Arbeitsverhält­
nis oder sinkt das Arbeitsentgelt unter die in 
Satz 1 genannte Grenze oder vollendet der 
Versorgungsrentenberechtigte das 65. Lebens­
jahr, so ist die Versorgungsrente vom Ersten 
des folgenden Kalendermonats an in Höhe des 
Betrages zu zahlen, der sich bei ununterbro­
chener Zahlung der Versorgungsrente seit dem 
Beginn der Rente (Nr. 52 Absatz 1 Buchstabe 
b) ergeben würde.

(2) Dem Versorgungsrentenberechtigten und dem 
Versicherungsrentenberechtigten, bei dem der 
Versicherungsfall nach Nr. 30 Absatz 1 Buch­
staben c bis e oder Absatz 2 eingetreten ist, 
wird die Versorgungsrente (einschließlich des 
Betrages der Versorgungsrente nach Nr. 31 
Absatz 3 oder 4) bzw. die Versicherungsrente 
vom Ersten des Monats an, der auf den Monat 
folgt,

a) mit dessen Ablauf das Altersruhegeld aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung nach 
§ 1248 Absatz 4 RVO, § 25 Absatz 4 AVG 
oder § 48 Absatz 4 RKG wegfällt,

b) in dem bei dem Versorgungsrentenberech­
tigten oder Versicherungsrentenberechtig­
ten, bei dem der Versicherungsfall nach 
Nr. 30 Absatz 2 eingetreten ist, im Laufe 
eines Jahres seit dem Beginn der Rente 
(Nr. 52 Absatz 1 Buchstabe b) die Summe 
der Entgelte und der Arbeitseinkommen 
ein Achtel der in der gesetzlichen Renten­
versicherung für Jahresbezüge geltenden 
Beitragsbemessungsgrenze (§ 1385 RVO, 
§ 112 AVG) überschritten hat,

nicht gezahlt, sofern nicht die Zahlung der 
Versorgungsrente bereits nach Absatz 1 aus­
geschlossen ist.
Die Versorgungsrente bzw. die Versicherungs­
rente ist wieder zu zahlen

a) vom Ersten des Monats an, der auf den 
Monat folgt, in dem der Berechtigte das 
65. Lebensjahr vollendet hat, 
ferner

b) in den Fällen des Satzes 1 Buchstabe a vom 
Ersten des Monats an, von dem an Alters­
ruhegeld aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung wieder gewährt wird,
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c) in den Fällen des Satzes 1 Buchstabe b vom 
Beginn des folgenden Jahres an, wenn kein 
Entgelt und kein Arbeitseinkommen mehr 
erzielt wird.

Die Versorgungsrente bzw. die Versicherungs­
rente ist in der Höhe zu zahlen, die sich bei 
ununterbrochener Zahlung seit dem Beginn 
der Rente (Nr. 52 Absatz 1 Buchstabe b) er­
geben würde.

(3) Stehen dem Versorgungsrentenberechtigten 
weder Arbeitsentgelt noch, weil die Frist für 
die Gewährung abgelaufen ist, Krankenbe­
züge zu, so ist die Versorgungsrente vom Er­
sten des Monats an, für den letztmals Arbeits­
entgelt oder Krankenbezüge zugestanden ha­
ben, bis zum Ablauf des Monats zu zahlen, für 
den erstmals wieder Arbeitsentgelt oder Kran­
kenbezüge zustehen. Für den ersten und den 
letzten Kalendermonat der Zahlung wird die 
Versorgungsrente nach Satz 1 nur insoweit ge­
währt, als sie zusammen mit dem Arbeitsent­
gelt und den Krankenbezügen den Betrag 
nicht übersteigt, der als Krankenbezüge für 
den vollen Kalendermonat zugestanden hät­
te.“

17. Nr. 55 Absatz 6 Satz 1, 1. Halbsatz erhält folgende 
Fassung: „Die Versorgungsrente einer Berechtig­
ten, bei der der Versicherungsfall nach Nr. 30 Ab­
satz 1 Buchstabe c oder Nr. 30 Absatz 2 Buchstabe 
a eingetreten ist,“

18. Nr. 56 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 Buchstabe b werden die Worte „oder 

das Altersruhegeld“ durch die Worte „wegen 
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit“ 
ersetzt.

b) Satz 3 wird gestrichen.

19. Nr. 61 wird gestrichen

20. Nr. 62 erhält die Nr. 61

21. Nr. 63 erhält die Nr. 62 und wird wie folgt ge­
ändert:
a) In Absatz 2 wird die Zahl „1,5“ durch die Zahl 

„0,75“ ersetzt.
b) In Absatz 5 wird die Zahl „1“ durch die Zahl 

„1,75“ ersetzt.

22. Nr. 62 wird wie folgt geändert und ergänzt:
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Pflichtbeitrag besteht aus einem Arbeit­
geberanteil (Absätze 2 und 3) und in den Fäl­
len des Absatzes 6 aus einem Mitarbeiteran­
teil.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„Der Arbeitgeberanteil beträgt 2,5 v. H. des 
nach Absatz 7 maßgebenden Arbeitsentgelts.“

c) Absatz 3 wird geändert und erhält im übrigen 
folgende Fassung:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Mitarbeiteran­

teil“ durch das Wort „Arbeitgeberanteil“ 
ersetzt.

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:
„Der Erhöhungsbetrag nach Satz 1 ver­
mindert sich um den Zuschuß des Arbeit- 
gebers zu einer anderweitigen Zukunfts­
sicherung nach Nr. 31 Absatz 2 Buch­
stabe c."

cc) Es wird folgender Satz 4 angefügt:
„Satz 1 gilt nicht, wenn der Arbeitgeber 
verpflichtet ist, einen Beitragsanteil nach 
§ 113 AVG oder § 1386 RVO an die ge­
setzliche Rentenversicherung zu zahlen."

d) Absatz 5 wird gestrichen (Leerposition bleibt 
bestehen).

e) Absatz 6 erhält folgende Fassung:
„Ist der Versicherte in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung weder pflichtversichert noch 
in der seinen Bezügen entsprechenden Bei­
tragsklasse (Absatz 3 Satz 2) freiwillig ver­
sichert, so hat er einen Mitarbeiteranteil zu 
entrichten, der der Hälfte des Betrages ent­
spricht, der als Beitrag zur freiwilligen Ver­
sicherung in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung entrichtet weden müßte, wenn der Ver­
sicherte in der seinen Bezügen entsprechen­
den Beitragsklasse (Absatz 3 Satz 2) freiwillig 
versichert wäre. Der Mitarbeiteranteil nach 
Satz 1 vermindert sich um den Mitarbeiter­
anteil zu einer anderweitigen Zukunftssiche­
rung nach Nr. 31 Absatz 2 Buchstabe c in 
Höhe des Zuschusses des Arbeitgebers zu die­
ser Zukunftssicherung."

f) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 
„b) Entgelte aus Nebentätigkeiten und Zu­
lagen (Zuschläge), die durch Gesetz, Ta­
rifvertrag, Betriebsvereinbarung oder Ar­
beitsvertrag ausdrücklich als nicht ruhe­
gehaltsfähig oder als nicht gesamtversor­
gungsfähig bezeichnet sind, sowie Tantie­
men, Abschlußprämien und einmalige 
über- oder außertarifliche Leistungen 
oder vergleichbare Leistungen in nicht
tarifunterworfenen 
sen."

Arbeitsverhältnis­

bb) In Buchstabe f werden die Worte „die spä­
ter als drei Monate nach dem Dienstjubi­
läum gezahlt werden,“ gestrichen.

cc) Nach Satz 5 wird folgender Satz 6 ange­
fügt:
„In den Fällen der Nr. 17 Absatz 2 gilt als 
Arbeitsentgelt das Entgelt, für das nach 
dem Gesetz über die Rechtsstellung der in 
den Deutschen Bundestag gewählten An­
gehörigen des öffentlichen Dienstes oder 
den entsprechenden Ländergesetzen Bei­
träge zu zahlen sind.“

g) Absatz 8 erhält folgende Fassung:
„(8) Der Beitrag ist in dem Zeitpunkt fällig, 

in dem das für die Beitragsbemessung 
maßgebende Arbeitsentgelt dem Pflicht-
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versicherten zufließt. Die Beiträge sind
von dem Mitglied unverzüglich an die
Kasse abzuführen. Beiträge, die nach dem 
in Satz 1 genannten Fälligkeitstermin
entrichtet werden, sind vom ersten Tag 
des folgenden Kalenderjahres bis zum 
Ende des Monats, der dem Tag der Ein­
zahlung des Beitrags vorhergeht, mit 
6 v. H. jährlich zu verzinsen.“

h) Absatz 9 erhält folgende Fassung:
„(9) Das Mitglied ist berechtigt, den Mitarbei­

teranteil vom Arbeitsentgelt einzubehal­
ten. Ist der Mitarbeiteranteil nicht einbe­
halten worden, so hat der Arbeitgeber auch 
den Mitarbeiteranteil für länger als drei 
Monate fällige Beiträge zu tragen, es sei 
denn, daß der Mitarbeiter nach Nr. 19 Ab­
satz 1 Satz 3 rückwirkend versichert wird 
oder daß der Mitarbeiteranteil wegen 
Verschuldens des Mitarbeiters nicht ein­
behalten worden ist; bei Verschulden des 
Mitarbeiters kann der Arbeitgeber auch 
auf den Mitarbeiteranteil etwa anfallende 
Zinsen einbehalten.“

i) Absatz 10 erhält folgende Fassung:
»(10) Das Mitglied hat dem pflichtversicherten 

Mitarbeiter nach Ablauf eines jeden Ka­
lenderjahres sowie beim Ende der Pflicht­
versicherung einen Nachweis über die 
entrichteten Pflichtbeiträge, die der Bei­
tragsbemessung zugrunde liegenden Ar­
beitsentgelte und die Beitragszeiten aus­
zuhändigen. Beitragszeiten sind nur die 
Zeiten, für die Beiträge für laufendes Ar­
beitsentgelt, Krankenbezüge (auch soweit 
sie als Vorschuß auf die Rente aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung gelten), 
Krankengeldzuschuß, Urlaubslohn oder 
Urlaubsvergütung gezahlt werden. Bei­
träge für die einmaligen Zahlungen, die 
in einem Zeitraum geleistet werden, für 
den keine Beiträge aus Bezügen im Sin­
ne des Satzes 2 zu entrichten sind, sind 
dem Kalendermonat zuzuordnen, auf den 
letztmals Beiträge aus solchen Bezügen 
entfallen.“

j) Absatz 11 erhält folgende Fassung:
„(11) Die Vordrucke zur Abrechnung der Bei­

träge müssen der Kasse spätestens sechs 
Wochen nach ihrer Übersendung an das 
Mitglied ausgefüllt zugehen. Die Kasse 
kann diese Frist im Einzelfall verlängern. 
Für jeden Tag, um den die Frist über­
schritten wird, kann die Kasse einen Be­
trag von 50,— DM von dem Mitglied for­
dern.“

23. Nr. 64 wird gestrichen.
24. Nr. 65 erhält die Nr. 63. Absatz 2 Satz 2 erhält 

folgende Fassung:
„Nr. 62 Absatz 8 Satz 3 gilt entsprechend.“

25. Nr. 66 erhält die Nr. 64.

26. Nr. 66 a wird gestrichen.

27. Nr. 67 erhält die Nr. 65.
Darüber ist als Abschnittunterteilung folgende 
Überschrift zu setzen:
„2. Beitrag zur freiwilligen Weiterversicherung.“

28. Nr. 68 erhält die Nr. 66.
a) Darüber ist als Abschnittsunterteilung folgen­

de Überschrift zu setzen:
„Erstattung und Rückzahlung von Beiträgen 
und Umlagen.“

b) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung:

„(1) Der Versicherte, dessen Pflichtversiche­
rung oder dessen freiwillige Weiterver­
sicherung geendet hat, kann die Erstat­
tung der Beiträge beantragen, wenn kein 
Anspruch auf Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente besteht. Der Antrag kann 
nicht widerrufen werden. Das Recht, die 
Beitragserstattung zu beantragen, er­
lischt zwölf Monate nach Vollendung des 
65. Lebensjahres, in den Fällen der Nr. 21 
Absatz 3 Satz 2 jedoch erst zwölf Monate 
nach dem Ende der Pflichtversicherung.

(2) Der Antrag auf Beitragserstattung gilt für 
alle Beiträge. Hat die Kasse eine Versor­
gungsrente oder Versicherungsrente ge­
währt, werden nur die nach dem Beginn 
der Rente entrichteten Beiträge erstattet; 
Rechte aus Beiträgen für Zeiten vor dem 
Beginn der Rente erlöschen, wenn der 
Antrag zur Erstattung von Beiträgen 
führt, mit der Antragstellung. Beiträge 
zur Pflichtversicherung, die für Zeiten 
nach dem 31. Dezember 1972 gezahlt wor­
den sind, werden nur erstattet, wenn 
a) der Versicherungsfall vor Erfüllung 
der Wartezeit eingetreten ist oder
b) der Versicherte sich verpflichtet, diese 
Beiträge unverzüglich für eine der zu­
sätzlichen Alters- und Hinterbliebenen­
versorgung dienende Versicherung (z. B. 
Lebensversicherung, Höherversicherung 
oder freiwillige Versicherung in der ge­
setzlichen Rentenversicherung) zu ver­
wenden.
Rechte aus der Versicherung für Zeiten, 
für die Beiträge erstattet werden, erlö­
schen mit der Antragstellung. Wird der 
erstattete Betrag in den Fällen des Satzes 
3 Buchstabe b nicht verpflichtungsge­
mäß verwendet, so ist er zuzüglich 6 % 
Zinsen jährlich zurückzuzahlen. Mit dem 
Eingang des zurückzuzahlenden Betrages 
beginnt die beitragsfreie Versicherung.“

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach den Worten „ge­

tragen haben“, die Worte „auf Antrag“ 
eingefügt.
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bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Das Recht, die Beitragserstattung zu be­
antragen, erlischt zwölf Monate nach dem 
Tode des Versicherten.“

d) Absatz 6 wird gestrichen. (Leerposition bleibt 
bestehen).

29. Nr. 68 a erhält die Nr. 66 a.
30. Nr. 69 erhält die Nr. 67.
31. Nr. 69 a erhält die Nr. 67 a.
32. Nr. 70 erhält die Nr. 68.

a) Darüber ist als Abschnittsunterteilung fol­
gende Überschrift zu setzen:
„Überleitungen und Übernahmen zwischen 
Zusatzversorgungseinrichtungen.“

b) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Endet die Mitgliedschaft eines Arbeitgebers 
bei der Kasse und erwirbt der Arbeitgeber in 
unmittelbarem Anschluß an das Ausscheiden 
die Mitgliedschaft bei einer anderen Zusatz­
versorgungseinrichtung, mit der ein Über­
leitungsabkommen besteht, so können die im 
Zeitpunkt des Ausscheidens auf der Kasse lie­
genden Lasten hinsichtlich der in Nr. 14 a 
Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Ansprüche von der 
anderen Zusatzversorgungseinrichtung über­
nommen werden.“

c) In Absatz 1 wird folgender Satz 5 angefügt: 
„Satz 2 gilt entsprechend, wenn in Fällen der 
Gebietsreform oder aufgrund sonstiger Auf­
gabenverlagerungen Gruppen von Pflichtver­
sicherten eines Mitglieds die Zusatzversor­
gungseinrichtung im Geltungsbereich eines 
Überleitungsabkommens wechseln.“

33. Nr. 70 a erhält die Nr. 69.
Im 1. Satz, letzter Teil, wird die Ziffer „70“ durch 
die Ziffer „68“ ersetzt.

34. Nr. 70 bleibt als Leerposition stehen.

35. Nr. 78 erhält folgende Fassung:
„Für Mitglieder von Diakonissenhäusern (Dia­
konissen) gilt mangels eines Beschäftigungsent­
geltes als Bemessungsgrundlage für Beiträge (Nr. 
62) und Umlagen (Nr. 63) sowie für die Ermitt­
lung des gesamtversorgungsfähigen Entgelts 
(Nr. 34) die Endgrundvergütung der Vergütungs­
gruppe Vb BAT in der Fassung Bund/Länder je­
weils ohne Ortszuschlag, sonstige Zulagen oder 
Zuschläge.“ *)

36. In Nr. 80 werden die Ziffern „63“ durch „62“ und 
„65“ durch „63“ ersetzt.

37. Nr. 82 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Mindestversorgungsrente beträgt bei 
einer gesamtversorgungsfähigen Zeit von 35 
Jahren 300,— DM und bei einer kürzeren ge­
samtversorgungsfähigen Zeit den entspre-

*) Das Diakonische Werk hat im Hinblick auf § 10 Abs. 2 der 
Vereinbarung zwischen der Evang. Landeskirche in Baden und 
dem Diakonischen Werk vom 29. 12. 1967/9. 1. 1968 (GVBI. S. 39) 
der Änderung der Nr. 78 zugestimmt.

chenden Teil hiervon. Im übrigen finden die 
Vorschriften der Nr. 32 über die Ermittlung 
der Gesamtversorgung volle Anwendung.“

b) In Absatz 3 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgender Teilsatz angefügt: 
„jedoch mit der Maßgabe, daß die Zeiten vom 
Eintritt in das Diakonissenhaus ab gesamtver­
sorgungsfähig sind.“

38. Es wird folgende Nr. 89 a eingefügt:
„Ablösung der Anrechnung von Lebensversiche­
rungsleistungen
(1) Die Bezüge im Sinne der Nr. 31 Absatz 2 

Buchstabe d sind nicht zu berücksichtigen, 
wenn der Versorgungsrentenberechtigte die 
Ansprüche auf Leistungen aus dem Lebens­
versicherungsvertrag zu dem Teil an die Kasse 
abgetreten hat, der dem Verhältnis der dop­
pelten Summe der Zuschüsse, die ein Arbeit­
geber im Sinne der Nr. 55 Absatz 5 geleistet 
hat, zu den insgesamt gezahlten Beiträgen ent­
spricht. Für die Zeit, für die Arbeitgeberzu­
schüsse gezahlt worden sind, sind dabei höch­
stens die für diese Zeit insgesamt gezahlten 
Beiträge zu berücksichtigen. Hat der Versor­
gungsrentenberechtigte die Leistungen aus 
dem Lebensversicherungsvertrag bereits er­
halten oder hat er anderweitig über Rechte 
aus dem Lebensversicherungsvertrag verfügt 
oder sind die Rechte aus dem Vertrag ge­
pfändet, so gelten die Sätze 1 und 2 sinnge­
mäß, wenn er einen entsprechenden Betrag an 
die Kasse gezahlt hat.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 kann nur innerhalb 
eines Jahres seit dem erstmaligen Beginn der 
Versorgungsrente gestellt werden.

(3) Nach Absatz 1 eingezahlte Beträge werden 
dem Umlagevermögen zugeführt.

(4) Ist der Versicherungsfall vor dem 1. Januar 
1973 eingetreten, so ist der Versorgungs­
rentenberechtigte auf seinen schriftlichen An­
trag so zu behandeln, als ob die Absätze 1 bis 
3 bereits im Zeitpunkt des Beginns der Ver­
sorgungsrente gegolten hätten. Der Antrag 
kann nur bis zum 31. Dezember 1973 gestellt 
werden.“

§ 2

Inkrafttreten

Es treten in Kraft
a) am 1. Januar 1968 die Änderungen nach § 1 

Ziff. 1 und 32 b und c

b) am 1. Juli 1972 die Änderung nach Ziff. 21

c) am 2. Januar 1973 die Änderung nach Ziff. 37

d) am 1. Januar 1973 die übrigen Vorschriften.

K arlsruhe, 22. Mai 1973

Evangelischer Oberkirchenrat 
Dr. Löhr
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